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LEBENSMITTELKONTROLLGEBÜHRENGESETZ (062)

Gesetz vom 22. November 2007 über die Erhebung von Lebensmittelkontrollgebühren (Burgenländisches Lebens-
mittelkontrollgebührengesetz - Bgld. LMKGG), LGBl. Nr. 12/2008 

Der Landtag hat in Ausführung des § 64 Abs. 3 des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes
(LMSVG), BGBl. I Nr. 13/2006, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 24/2007, beschlossen: 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

Für die Untersuchungen und Kontrollen nach dem LMSVG und nach § 5 Z 2 der Lebensmittel-Direktvermark-
tungsverordnung wird eine Gebühr erhoben. 

§ 2 
Höhe der Gebühr 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung die Höhe der Gebühren so festzusetzen, dass der ge-samte dem
Land durch die Vollziehung des § 64 Abs. 1 LMSVG entstehende Aufwand voll ersetzt wird. Die Festsetzung der
Gebührenhöhe gilt nicht für die in § 64 Abs. 4 LMSVG geregelten Großbetriebe. 

(2) . . . . . . . . . .  
(3) Die Gebühren für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung sind auch zu entrichten: 
1. in voller Höhe, wenn nur die Schlachttieruntersuchung ohne nachfolgende Fleischuntersuchung stattgefunden

hat; 
2. in der Höhe der Pauschalgebühr, wenn sich das Aufsichtsorgan aufgrund der Anmeldung zur Schlachtstätte

begeben hat, die Schlachttieruntersuchung aber nicht vornehmen kann, weil die oder der Verfügungsberechtigte
die beabsichtigte Schlachtung nicht oder erst zu einem anderen Zeitpunkt vornehmen will. 

(4) In der Verordnung sind folgende Zuschläge zu den Gebühren vorzusehen: 
1. ein Zuschlag für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung (§ 53 LMSVG) und die Trichinenun-tersuchung

(§ 5 Z 2 der Lebensmittel-Direktvermarktungsverordnung, BGBl. II Nr. 108/2006, in der Fassung BGBl. II Nr.
3/2007), die an Samstagen, Sonn- und Feiertagen oder an anderen Ta- gen in der Zeit von 19 Uhr bis 6 Uhr
durchgeführt werden; 

2. ein Sonderzuschlag für eine zusätzliche Untersuchung gemäß § 9 Fleischuntersuchungsverord-nung 2006 -
FlUVO, BGBl. II Nr. 109/2006, in der Fassung BGBl. II Nr. 82/2007, einschließlich Probenentnahme, Ver-
packung, Versand und endgültige Beurteilung, wenn diese Untersuchung durch das Verschulden der oder des
Verfügungsberechtigten erforderlich geworden ist; 

3. . . . . . . . . . .  

§ 3 
Gebührenpflichtige oder Gebührenpflichtiger 

Zur Entrichtung der Gebühren ist die oder der über das Tier Verfügungsberechtigte verpflichtet. 

§ 4 
Gebührenerklärung, Entstehung des Gebührenanspruchs, Fälligkeit 

(1) Das Aufsichtsorgan hat unmittelbar nach Abschluss der Untersuchung oder Kontrolle der oder dem Gebühren-
pflichtigen einen Leistungsnachweis auszufolgen. Auf Basis dieses Leistungsnachweises gibt die Verrechnungskasse
die Höhe der zu entrichtenden Gebühr der oder dem Gebührenpflichtigen in Form einer Monatsaufstellung bekannt.
Diese Bekanntgabe gilt als Gebührenerklärung der oder des Gebührenpflichtigen, wenn diese oder dieser nicht in-
nerhalb von zwei Wochen ab der Bekanntgabe bei der Abgabenbehörde erster Instanz die Erlassung eines Gebüh-
renbescheids beantragt. 

(2) Der Gebührenanspruch entsteht mit Beginn der Untersuchung oder mit Eintreffen des Aufsichtsorgans am Un-
tersuchungsort für den Fall, dass die oder der über das Tier Verfügungsberechtigte die Schlachtung nicht oder erst
zu einem anderen Zeitpunkt vornehmen will. 

(3) Die Gebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe der zu entrichtenden Gebühr gemäß Abs. 1 fällig, wenn
die oder der Gebührenpflichtige keinen Antrag auf Erlassung eines Bescheids stellt. Wird ein solcher Antrag gestellt,
werden die Gebühren einen Monat nach Erlassung des Bescheids fällig. 
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§§ 5 - 10 LEBENSMITTELKONTROLLGEBÜHRENGESETZ

§ 5 
Abgabenbehörde 

. . . . . . . . . . 

§ 6 
Pflichten des Aufsichtsorgans 

. . . . . . . . . .  

§ 7 
Verwendung des Gebührenertrags 

. . . . . . . . . .  

§ 8 
Verrechnungskasse; Abrechnung 

. . . . . . . . . . 
§ 9 

Strafbestimmungen 
(1) Wenn die Tat nicht den Tatbestand einer strafbaren Handlung bildet, die in die Zuständigkeit der Gerichte fällt,

begeht eine Verwaltungsübertretung, wer 
1. Gebühren gemäß § 1 hinterzieht oder verkürzt; 
2. . . . . . . . . . .  
3. . . . . . . . . . .  

(2) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 Z 1 sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis
zu 7 300 Euro zu bestrafen. 

(3) . . . . . . . . . . . 
(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 10 
Schlussbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Bgld. Fleischuntersuchungs-gebühren-
Gesetz, LGBl. Nr. 43/1995, außer Kraft. Gebühren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ent-standen sind, sind nach
der bisherigen Rechtslage vorzuschreiben und einzubringen. 

(2) Die Bgld. Fleischuntersuchungsgebühren-Verordnung, LGBl. Nr. 74/1995, zuletzt geändert durch die Verord-
nung, LGBl. Nr. 26/2005, bleibt bis zur Erlassung einer Verordnung aufgrund dieses Landesgesetzes als Landesgesetz
in Kraft. 




